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Deutschland und NRW sind nicht ausreichend auf größere Krisen vorbereitet. Dazu gehören die 
Vorbereitung in Friedenszeiten, die Reaktionsfähigkeit in einer Krise, die Nachsorge und der 
Wiederaufbau sowie die Anpassungsphase danach. 
 
In Deutschland gilt das Subsidiaritätsprinzip, wonach die Verantwortung auf kommunaler Ebene liegt, 
und im Aufwuchs können im Bedarfsfall weitere Ressourcen auf höheren Ebenen bis zur 
Bundesebene angefordert werden. Das funktioniert in einigen Bereichen sehr gut, insbesondere für 
begrenzte Gefahrenlagen der alltäglichen Gefahrenabwehr wie Notfalleinsätze oder begrenzte 
Katastrophenlagen, zum Beispiel kleinere, lokal begrenzte Hochwasser oder Vegetationsbrände. Aber 
bereits größere regionale Lagen stellen die Kommunen und sogar das Land vor Herausforderungen, 
die diese nicht mehr alleine meistern können. Das zeigte sich zum Beispiel beim Starkregen 2021, bei 
der Pandemie ab 2019, bei Cyberangriffen oder bei Vegetationsbränden. 
 
Gefordert wird zunehmend eine Verbesserung des Katastrophenschutzes sowie der sogenannten 
Resilienz. 
Der Katastrophenschutz ist auf kommunaler und Länderebene so zu stärken, dass er auch mit den 
modernen Herausforderungen umgehen kann. Das bedeutet zum einen, dass man sich stärker um 
großflächige Schadensereignisse kümmern kann, sowohl in der Vorsorge und der Reaktion als auch in 
der Nachbereitung und Anpassung an künftige Ereignisse. Dazu ist der Katastrophenschutz in NRW 
jedoch unzureichend aufgestellt. Zum einen durch den traditionellen Fokus auf bewältigbare und 
bisher bekannte Punktlagen, wie bereits dargestellt. Das drückt sich sowohl hauptsächlich in der 
Mentalität, als auch in Organisationsstrukturen in NRW aus. Es wird hauptsächlich an Feuerwehr- 
und Brandschutzthemen gedacht und organisatorisch werden auch Personal, Struktur und Pläne 
bereitgehalten. Für andere Themen wie etwa Naturgefahren, Cyberangriffe, Zivilschutz und Ähnliches 
bestehen dagegen unzureichende personelle und organisatorische Vorbereitungen. Darüber hinaus 
ist eine der größten Schwierigkeiten für Kommunen, Entscheidungen über Tätigkeiten zu treffen, 
etwa aufgrund unklarer Zuständigkeiten und fehlender Finanzierungsunterlagen. Und in einer Krise 
stellt sich dann oft Unsicherheit hinsichtlich der Zuständigkeit und der Finanzierung heraus, obwohl 
es angeblich gesetzlich festgelegt ist. Beim Starkregen 2021 lässt sich gut nachvollziehen, dass hier 
auch eine gelebte Praxis fehlt, Ansprechpartner und Zuständigkeiten nicht klar geregelt waren und es 
insgesamt an einem Grundverständnis für solch großflächige Lagen mangelt. 
Daher ist es notwendig, dass es eine andere ergänzende Sichtweise und Regelung der 
Zuständigkeiten und Fähigkeiten sowie der Finanzierung gibt. Diese Fähigkeit muss großflächige 
Krisen bewältigen, sie aber auch im Vorfeld antizipieren und entsprechende Vorbereitungen treffen, 
selbst wenn es keine aktuellen Hinweise oder Geschehnisse gibt, die dies finanziell und rechtlich 
rechtfertigen können. Eine wirkliche Katastrophe zeichnet sich im Vergleich zu einer 
Großschadenslage oder einem alltäglichen Gefahrenabwehr-Einsatz dadurch aus, dass sie 
überraschend auftritt und die bisherigen Vorbereitungen überfordert. Das bedeutet, dass es spezielle 
Fähigkeiten, Personalien und Organisationsstrukturen geben muss, die genau mit diesen 
Unvorhersehbaren rechnen und daraufhin planen. Das scheint im Subsidiaritätsprinzip zwar 
grundsätzlich angelegt, jedoch haben sich viele Grenzen und Mängel aus der Praxis der Geschichte 
der Bundesrepublik herausgestellt, zumindest seit dem Hochwasser in Hamburg in den sechziger 
Jahren. Daher sind weitere Fähigkeiten notwendig, die auch die bisherigen Beschränkungen des 
Subsidiaritätsprinzips und vor allem des föderalen Systems überwinden. Hier könnte NRW Vorreiter 
sein, indem es zusammen mit anderen Bundesländern zentrale Einrichtungen und Fähigkeiten 
stärker fördert, auch bei Abgabe der Autonomie für besonders großflächige und komplexe Gefahren- 
und Risikolagen. 
Hier ist noch einmal zu betonen, dass es einen wesentlichen Unterschied zwischen Gefahren und 
Risiken gibt. Gefahren wie Hochwasser, Cyberangriffe, Terror, finanzielle Erpressung und anderes 
sind Themen, auf die man reagieren kann. Mindestens ebenso wichtig, aber bislang völlig 
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unterschätzt, sind die Risiken, die durch unzureichende Vorbereitung, den Wissensstand sowie die 
Reaktions- und Anpassungsfähigkeit der betroffenen Menschen und Systeme entstehen. Dazu zählen 
zum einen die Gesellschaft und die Bevölkerung, aber auch die behördlichen und 
privatwirtschaftlichen Strukturen sowie alles Weitere, was nicht nur zur reinen Einschätzung eines 
Gefahrenvorkommens oder der Eintrittswahrscheinlichkeit beiträgt. Das sind zum Beispiel Begriffe 
wie die Anfälligkeit und Verwundbarkeit von Systemen, Menschen und Personengruppen sowie 
deren Resilienz. 
 
Eine erste Forderung in diesem Antrag ist eine Stärkung der gesellschaftlichen Resilienz, und das wird 
insbesondere im Bereich der Selbstvorsorge der Bevölkerung gesehen. Das ist einerseits richtig und 
muss gestärkt werden. Die Menschen müssen sich bewusst machen, dass ihnen an vielen Stellen 
weder von der Kommune, noch vom Staat oder Land in einer Krise geholfen werden wird. Es gilt das 
Bewusstsein für eigene Fähigkeiten und Autarkie, auch im Sinne der Autonomie der Selbstversorgung 
bei Krankheiten oder anderen Ausfällen zu planen und in Krisen auch durchhalten zu können. Dazu 
benötigt man auch nicht den Kontext ziviler Verteidigung; es würde schon genügen, für ein 
generelles Krisenmanagement Mentalitäten für allerlei Krisenarten zu fördern, in einem sogenannten 
Multiple-Krisen- oder All-Gefahren-Ansatz. Daher ist es auch notwendig, der Bevölkerung mehr zu 
zumuten, sie mehr über Gefahren und Risiken aufzuklären, andererseits auch genauso deutlich zu 
machen, wo die Vorbereitungsgrade und Einsatzbereiche, zum Beispiel einer Feuerwehr oder eines 
Rettungsdienstes, oder auch des Katastrophenschutzes in einer Kommune oder auch der 
Privatwirtschaft enden. Damit eine sogenannte zweite Katastrophe nach einer Katastrophe wie einer 
Flut verhindert werden kann, nämlich Frustration und gesellschaftliche Enttäuschung über 
mangelnde Koordination und Hilfeleistung, zum Beispiel beim ausbleibenden Ausräumen eines 
beschädigten Kellers. 
 
Auf der anderen Seite muss auch aus internationaler Erfahrung und dem Vergleich mit anderen 
Ländern, die uns bereits im Bereich der Resilienzplanung um 15-20 Jahre voraus sind, gelernt 
werden. Es sollten stärkere Zusammenarbeit auf internationaler Ebene geleistet werden, und dazu 
müssen NRW wie auch Deutschland bereit werden, sich international auszutauschen und zu 
vernetzen. Dazu gehören auch Sprachangebote und Abstimmungen, nicht nur mit der Europäischen 
Union. In Australien hat sich zum Beispiel herausgestellt, dass ein zunehmender Ruf nach mehr 
Resilienz und Stärkung der Bevölkerung, etwa bei Landwirten und anderen, zunehmend auf 
Ablehnung stößt. Denn es darf nicht dazu führen, dass man eine Art Ohnmacht bei der Vorbereitung 
auf großflächige Krisenlagen als Staat oder Kommune dadurch bewältigt, die Verantwortung 
entweder scheinbar oder tatsächlich einfach an die Bevölkerung zu delegieren. Resilienz darf daher 
nicht missverstanden werden als eine Möglichkeit, die Verantwortung auf Individuen abzuschieben. 
 
Weiterhin muss der Gedanke der Vorsorge, der Nachsorge und der Anpassung gestärkt werden. 
Krisenmanagement und Gefahrenabwehr sind bisher zu sehr auf reine Reaktionsfähigkeit 
ausgerichtet. Das ist soweit richtig und sinnvoll für alltägliche Gefahreneinsätze bei 
Wohnungsbränden, Personenrettung, Autounfällen und Ähnlichem. 
Jedoch ist es unbedingt notwendig, auch unbequeme Themen und unwahrscheinliche Ereignisse im 
Vorfeld zu antizipieren, wenn sie zum Beispiel in Nachbarkommunen, anderen Bundesländern oder 
benachbarten Staaten bereits aufgetreten sind. Man muss aufhören, den Krisen nur 
hinterherzulaufen. Zum Beispiel erst nach dem Heidebrand 1975 das Feuerwehrwesen zu 
reformieren und Löschteiche anzulegen. Oder erst nach dem Flutereignis 2021 das längst überfällige 
Cell-Broadcasting-System einzuführen. Oder erst nach vielfältigen Cyberangriffen auf die Autonomie 
unserer IT-Infrastruktur zu achten. Es gäbe vieles Weiteres hier aufzuzählen, das Prinzip ist aber vor 
allem jenes, dass lange schon belegt wurde, zum Beispiel 2006 auch ökonomisch (Stern Report zum 
Klimawandel), dass sich eine Vorbereitung auf Krisenereignisse finanziell siebenfach und sogar 
teilweise noch mehr ausbezahlt gegenüber dem, was ein Betrieb, eine Kommune oder ein Land 
bezahlen muss, wenn es erst einmal zu einer großen Katastrophe kommt. 
 



Neben der rein personellen und materiellen Ausstattung ist die Mentalität des Umgangs mit Krisen 
ein wichtiger Faktor. Während bisher hauptsächlich vom Kontext von Naturgefahren, Klimawandel 
oder anderen Gefahrenarten die Rede war, ist das besonders beim Thema Zivile Verteidigung und 
Zivilschutz notwendig. 
Man muss aufpassen und beachten, dass geopolitische Krisen aktuell vor allem von politischen 
Akteuren instrumentalisiert werden. Das bedeutet, dass man neben einer Verbesserung der 
Vorbereitung für mehr Sicherheit auch die Freiheit im Blick behalten muss. Man muss flexibel bleiben 
und größere Investitionen und langfristige Vorbereitungen, wie zum Beispiel die Härtung der 
Infrastruktur, so ausführen, dass sie multiplen Krisen standhalten und darin unterstützen können. 
Denn geopolitische Krisen können durch Entscheidungen in anderen Ländern von heute auf morgen 
aufgehoben werden und eine einseitige Aufrüstung an einer Stelle kann sich schnell als obsolet 
erweisen. 
Daher ist Resilienz vor allem auch als Chance zu begreifen, Flexibilität und Dynamisierung 
einzuführen. Resilienz wird von vielen einfach nur als Ersatzbegriff für bestehende Begriffe der 
Gefahrenabwehr, Krisenbewältigung oder des Risikomanagements verstanden und verwendet. Das 
ist insbesondere auch bei aktuellen Gesetzestexten wie etwa dem KRITIS-Dachgesetz zu beobachten 
oder bei bisherigen Vorschlägen für einen Resilienzplan, der lediglich Maßnahmen aufgreift, die 
schon längst existieren, wie zum Beispiel die Härtung des Zugangs zu Anlagen, benachbarte Themen 
der Gefahrenabwehr und der Risikoanalyse, nicht aber dezidiert Resilienz als Mehrwert und 
Neuerung darstellt und nutzt. 
Resilienz kann Mehrwert bieten, indem sich eine Gesellschaft auf Unsicherheiten und den Umgang 
mit sich ständig verändernden Lagen einstellt, die sich überlagern und komplex bis hin zu kompliziert 
sind. Diese gefühlte Herausforderung der Bevölkerung durch die mediale Berichterstattung, über 
immer mehr Krisen und Katastrophen darf aber nicht dazu führen, dass man das Ganze nun 
simplifiziert oder verdrängt. 
Deutschland könnte hier Vorreiter werden, und zwar dadurch, dass es sowohl bürokratisch wie 
organisatorisch, auch föderal, oft systemisch komplex aufgestellt ist. Das könnte auch eine Stärke 
werden, nicht auf Einzelgefahren oder Einzel- und Partikularinteressen einzugehen, sondern immer 
auch einen Ausgleich zwischen verschiedensten Situationen und Gefahren einzuplanen. 
Katastrophen kann man nicht wirklich planen, aber viele Muster und Erfahrungen aus ähnlichen 
Ereignissen dürfen ebenso wenig ignoriert werden. 
Ein aktuell geforderter Multirisiko-, All-Gefahren- und gesamtgesellschaftlicher Ansatz ergibt 
sicherlich Sinn. Genauso wichtig ist es aber auch, dass bestehende gut funktionierende Strukturen 
zum Beispiel für die alltägliche Gefahrenabwehr, beibehalten und gestärkt werden. Es geht darum, 
anzupacken, was in den letzten Jahrzehnten zusätzlich zu den Risiken hinzugekommen ist, und auch 
das, was bereits absehbar ist. Dabei ist es auch notwendig, auf Veränderungen einzugehen und dafür 
bereit zu sein, was man unter den Begriffen Anpassungsfähigkeit und Transformation fasst.  
 
Individuelle Freiheit muss beibehalten werden; Sicherheit darf nicht mehr als Garantie und 100-
prozentige Zusicherung des Staates erwartet werden, in passiver Wartehaltung. Und Resilienz darf 
nicht als reine Umbenennung von Risiko und Gefahrenabwehr oder als Verantwortungsdiffusion 
verstanden werden. 


